Bauträgerrecht

1. Frage:
Die h. M. in der Literatur hält solche Klauseln mit bis zu 3% Abweichung jedenfalls bei einer bloßen Beschaffenheitsvereinbarung für zulässig. Es empfiehlt sich, in jedem Fall bei Verwendung einer solchen Klausel zu regeln, ob bei Überschreitung der Flächentoleranz eine Minderung etc. nur für den übersteigenden Teil oder schon für den ersten fehlenden Quadratmeter zulässig sein soll.

Vom BGH ist die Frage, bis zu welcher Grenze Toleranzklauseln zulässig sind, noch nicht entschieden worden (vgl. DNotI-Report 2004, 70).

2. Frage:

Nein, diese Klausel wurde vom BGH als unwirksam verworfen (vgl. DNotI-Report 2005, 157), da sie den Verbraucher unangemessen benachteiligt. Im Formularvertrag ist eine Änderungsbefugnis nämlich am Maßstab des § 308 Nr. 4 BGB zu messen. Danach ist ein solcher Vorbehalt nur zulässig, wenn er an einen triftigen Grund anknüpft und dieser Grund auch in der Klausel ausdrücklich genannt ist. Außerdem muss die Änderung dem Erwerber bei Abwägung der widerstreitenden Interessen zumutbar sein. Dies ist z. B. der Fall, wenn an nachträgliche behördliche Auflagen angeknüpft wird.
3. Frage:

Seitens des Bauträgers sind vertragliche Rücktrittsrechte im Formular- und Verbrauchervertrag nur eingeschränkt zulässig. Der Vertrag selbst muss den Rücktrittsgrund angeben und dieser muss sachlich gerechtfertigt sein, § 308 Nr. 3 BGB. Die h.M. in der Literatur hält ein Rücktrittsrecht für den Fall der Verweigerung der Baugenehmigung für zulässig. Die Frage des Rücktrittsrechts für den Fall der nicht erreichten Mindestzahl von Verkäufen wird dagegen kontrovers diskutiert. Nach dem Gebot des sichersten Weges bei der Vertragsgestaltung ist von der Vereinbarung eines solchen Rücktrittsrechts abzuraten. Höchstrichterliche Rechtsprechung dazu gibt es nicht. Wichtig ist auch, dass der Kaufpreis nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 MaBV vom Notar nicht fällig gestellt werden darf, bevor das vertragliche Bauträgerücktrittsrecht erloschen ist.

4. Frage:

Die MaBV legt nur die Höchstsätze der einzelnen Raten fest, die der Bauträger im Rahmen der Abwicklung nach § 3 MaBV entgegennehmen darf. Diese dürfen zwar zugunsten des Käufers unterschritten, nicht jedoch zu seinen Lasten überschritten werden. Will der Bauträger höhere Raten entgegennehmen, so muss er dem Erwerber eine Bürgschaft nach § 7 MaBV stellen.

